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Ein unverheirateter Vater, dessen Partnerin kein
gemeinsames Sorgerecht will, kann daran bisher
nichts ändern. Das geht so nicht. Dass unverheira-
tete Mütter zunächst das Sorgerecht haben, ist
zwar in Ordnung. Schließlichmuss der Vater die
Vaterschaft erst mal anerkennen – und dann auch
seine Elternrolle. Aber wenn er das tut, muss er
auch die Möglichkeit des Sorgerechts haben.

Das deutsche Kindschaftsrecht vertritt bisher,
dasSorgerecht sei sozusagenquaGeburtbesserbei
der Mutter aufgehoben. In hoffnungslosem Juris-
tendeutschhat dasVerfassungsgericht formuliert:
„Die Mutter ist die einzige sichere Bezugsperson,
die das Kind bei seiner Geburt vorfindet.“ Dies
rechtfertige das alleinige Sorgerecht. Das ist süß,
aber von einemMuttermythos getragen, von dem
die Realität dann doch weit entfernt ist. Ob die
Mutter eine „sichere Bezugsperson“ ist, wird das
Kindnämlicherstnochherausfinden.Vielleicht ist
ja der Vater die viel sicherere Bezugsperson – oder
beide machen das prima. Warum sollen sie dann
nicht gemeinsam Entscheidungen für das Kind
treffen, auch im Fall einer Trennung?

Politik undKarlsruhe gehen davon aus, dass ein
Sorgerecht, das vom Vater erst erstritten werden
muss, demKind nichts nützt. Dannmüsse es näm-
lich weitere endlose Konflikte um alle wichtigen
Entscheidungen aushalten. Aber vielleicht ist der
Konflikt ja gar nicht so groß? Vielleicht ist derMut-
ter nur, etwa vom Jugendamt, geratenworden, den
für sie einfacheren Weg zu gehen. Denn der Vater
hat ja keinerlei Handhabe dagegen. Das aber ist
wirklich ungerecht. Väter müssen Gerichte davon
überzeugen können, dass auch sie gut für ihr Kind
Sorge tragen können.

Warummanche Frauenverbände dabei schlecht
über ihren Schatten springen können, liegt wohl
auch an Begründungen, wie sie ein Vater in Karls-
ruhe für seine Klage angab: „Was bekommtmein
Kind für einmerkwürdigesVaterbild, wenn ich bei
allen wichtigen Fragen nichts zu sagen habe?“ Da
spricht mehr verletzte männliche Eitelkeit als Sor-
ge um ein Kind. Väter brauchen einen Rechtsweg
zu ihrem Kind. Dann könnenmanche vielleicht
auch ihr Selbstbild wieder auf Normalmaß schrau-
ben. HEIDE OESTREICH

UNVERHEIRATETE VÄTER SOLLEN IHR SORGERECHT EINKLAGEN KÖNNEN

Ein Rechtsweg zum Kind

DieBemühungenderMedienkonzerne, die Finanz-
krise zu größtmöglicher interner Flurbereinigung
zu nutzen, treibt bizarre Blüten: Die zur WAZ-Me-
diengruppe gehörendeWestfälische Rundschau
hat nun einen Chefredakteur, der Anfang der Wo-
che noch dem Betriebsrat vorsaß und Bundesvor-
sitzender der Journalistengewerkschaft DJU ist.

Dieser Coup hat für den Zeitungskonzern nicht
zuletzt denVorteil, dass es nun –nebendenbereits
verkündetenHiobsbotschaften –noch ein anderes
Thema gibt, an dem sich die MitarbeiterInnen ab-
arbeiten können. Gestern hatten sie offiziell erfah-
ren, wie viele von ihnen gehen dürfen, um die
längst durchgesickerten 30Millionen Euro einzu-
sparen.

Bei den vier WAZ-Blättern in Nordrhein-Westfa-
len soll mehr als ein Drittel der Stellen abgebaut
werden. Ziel ist es, denKonzern langfristig aufKurs
zu bringen – übersetzt heißt das: den Eigentümer-
familien die gewohnten zweistelligen Renditen zu
sichern. Denn auch wenn die WAZ-Geschäftsfüh-
rung in den letzten Jahren schlecht gewirtschaftet

hat: Es kann keine Rede davon sein, dass Deutsch-
lands drittgrößtes Zeitungshausmit dem Rücken
zur Wand steht.

Dennoch sollen nun in großem Stil Lokalredak-
tionengeschlossenoder zusammengelegtwerden.
Die meisten überregionalen Seiten aller vier Titel
werdenkünftig voneinemzentralenNewsdeskun-
ter Führung vonWAZ-Chefredakteur Uli Reitz
kommen. Damit wird die Autonomie der bislang
redaktionell voneinander weitgehend unabhängi-
gen Titel weiter ausgehöhlt. Für die Pressevielfalt,
als deren Gralshüter im Ruhrgebiet dieWAZ-Grup-
pe bisher stets auftrat, ist das ein herber Schlag.
Und wenn die Gerüchte stimmen, dass die übrig
bleibenden Seitenund Lokalteile trotz aller Zusam-
menlegung nicht etwamehr ausgeben dürfen, um
besseren Journalismus zumachen – sondern die
Produktionskostenpro Seite sogar noch sinken sol-
len, ist auch das letzte Argument der Verlagslei-
tung vomTisch: Denn so lässt sich die Qualität der
Blätter garantiert nicht steigern.

STEFFEN GRIMBERG

BEI DEN WAZ-BLÄTTERN IN NRW SOLLEN MASSIV STELLEN ABGEBAUT WERDEN

Die Rendite stirbt zuletzt
Wolfgang Storz, geb. 1954, hat
in den Sozialwissenschaften pro-
moviert und war 2002 bis 2006
Chefredakteur der „Frankfurter
Rundschau“. Soeben erschien
von ihm: „Alles Merkel? Schwarze
Risiken. Bunte Revolutionen“.
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Lesekreise, in denen Texte von
Karl Marx durchgeknetet wer-
den, sind wieder hoffähig. Für
Erzbischof Reinhard Marx ist ein
Kapitalismus ohne Ordnungs-
rahmen „menschenfeindlich“.
Attac hängt in der Börse Trans-
parente auf. Kritische Wissen-
schaftler werden häufiger zu Tal-
krunden geladen. Possierliche
linke Ornamente einer veritab-
len Krise.

Sonst bleibt alles beim Alten.
Die ethischen Banken haben
nicht fünf Millionen Kunden
mehr und die Bankrotteure fünf
Millionen weniger. Es gibt keine
Massendemonstrationen, keine
Unterschriftenaktion, die die Ab-
lösung von Bankmanagern for-
dert. Die Bevölkerung empört
sich am Küchentisch. Die regie-
rende Politik verharrt in ihrer
Rolle als Zahlmeister der (an-
geblich und tatsächlich) kri-
sengeschüttelten Unternehmen,
nimmt weder Zepter noch Heft
in die Hand, sondern lässt sich
flugs wieder von der Detailpoli-
tik fesseln: Zahlen wir nun Kon-
sumschecks aus oder nicht, wie
schleppen wir unsere Autokon-
zerne, die Dinosaurier der Indus-
triegesellschaft, durch die Rezes-
sion?

Es gibt keine Öffentlichkeit,
die jene Politiker mit Hohnge-
lächter überschüttet, die die Fi-
nanzmarktkrise erst mitprodu-

ziert haben und sich heute insze-
nieren, als seien sie schon im-
mer gegen Renditewahn und für
strengste Regeln gewesen. So
wagt ein Franz Müntefering
frech den Satz: Neoliberales Ge-
dankengut, nein, davon sei er
nicht einmal angeweht gewesen.
War er nicht dabei gewesen, als
die rot-grüne Regierung für
Hegdefonds, Finanzinvestoren
und das Ausschlachten der
Deutschland AG den Weg frei
machte? Als die designierte
KanzlerinAngelaMerkel undder
designierte Finanzminister Peer
Steinbrück in den Koalitionsver-
trag hineinschrieben, „nach-
drücklich“ müssten für den Fi-
nanzplatz Deutschland „Produk-
tinnovationen und neue Ver-
triebswege“ unterstützt werden
und die Aufsicht möge „mit Au-
genmaß“ handeln. Als der Bun-
destag im November 2003 mit
erdrückender Mehrheit be-
schloss, Hedgefonds zuzulassen,
erklärte die Regierung: „Der Fi-
nanzplatz Deutschland ist … reif
für diese Produkte“; wohlge-
merkt: Ein demokratisches Land
ist reif für das Finanzprodukt.

Und nun wandeln sich diese
Krisenproduzenten, ohne ein
Wort zu verlieren, zu deren Ma-
nager. Sicher: Josef Ackermann,
Vorstandsvorsitzender der Deut-
schen Bank, sagte jüngst auf ei-
ner Diskussion in Berlin, in Sa-
chen Bankenaufsicht sei er „vom
Saulus zum Paulus“ geworden.
Da denkt der Zuhörer: Donner-
wetter, das ist doch was. Der
nächste Satz lautet: Alle hätten
Fehler gemacht, und Banker sei-
en eben „auch nur Menschen“.

Ach so. – Waren und sind ihre
Renditeziele nicht falsch, da
maßlos? Ackermann: „Wir müs-
sen so gut sein wie die Besten.“
KlareAnsage:Wirmachenweiter
so – mit einem kleinen bisschen
mehr Aufsicht.

Ist nicht wenigstens ein biss-
chen Selbstkritik und Demut an-
gebracht? Zumal die Eliten von
Politik und Wirtschaft vorher
wussten, wo es nachher enden
würde. Oskar Lafontaine hat als
Bundesfinanzminister bereits
1999 vor der Deregulierung der
Finanzmärkte gewarnt. Alles,
was gegen ihn vorgetragen wird,
ändert nichts an der Erkenntnis:
Er hat die Lage frühzeitig richtig
analysiert und diese Analyse
gegen einen mächtigen Main-
stream verteidigt. Als er aus dem
Amt floh, reagierte die Börse mit
einem Kursfeuerwerk. Sie wuss-
te: Der Richtige geht. Wer ihm
nicht zuhören kann, der liest da-
für sicher regelmäßig Die Zeit.
Helmut Schmidt schrieb Anfang
2007 den Text „Beaufsichtigt die
neuen Großspekulanten“. Auch
dort stand alles drin.

Wir werden keine Lehren aus
dieser Krise ziehen können, so
lange verantwortliche Bankma-
nager und verantwortliche Poli-
tiker nicht öffentlich eingeste-
hen, dass ihre Politik grundle-
gend falsch war; ob aus eigener
Einsicht oder aufgrund von poli-
tischem Druck. Erst dann ist die
Grundlage vorhanden, die Poli-
tik des Landes glaubwürdig neu
zu justieren.

Bei dieser Neujustierung geht
es um drei bedeutende Punkte.
Bisher ist die Frage ohne Ant-
wort, was diese Krise im Kern
ausmacht. Es gibt die These: Mit
der Privatisierung der Renten-
systeme, Renditewahn und Steu-
ersenkungen einerseits und
Niedriglohn andererseits floss
immer mehr Geld in wenige pri-
vate Hände und damit auf den
Finanzmarkt, wo es rentierliche
Anlagen sucht. Um überhaupt
Anlagen für dieses sich ständig
vermehrende Geld zu haben,
deshalb würden immer riskan-
tere Finanzprodukte erfunden.
Wenn das so ist, dannmüsste zu-
allererst die Quelle, aus der die
Risiken sprudeln, ausgetrocknet
werden: mit einer Rückvertei-
lung von oben nach unten und
einer vom privaten in den öf-
fentlichen Sektor. Gerechtigkeit
wäre danndie einzig nachhaltige
Antwort auf die Finanzmarktkri-
se. Diese These muss nicht stim-
men. Aber die möglichen Ant-
worten auf diese Frage müssen
erörtert werden.

Die Politik muss sich ihrer
Macht wieder bewusst werden,
ohne sich ihrer früheren All-
macht hinzugeben. Es gehörte zu
der Phase des Marktradikalis-
mus in sich schlüssig dazu, die
Politik zum Vollstrecker von
Sachzwängen, die Demokratie
zur Bürokratie zu degradieren.
Die Globalisierung erzwinge das
und jenes, es gebe keine Alterna-
tive, es gebe nur noch eine mo-
derne Wirtschaftspolitik – die
Sprüche sind in den Köpfen. Die
Krise bringt nun die Spielräume
an den Tag, die die Politik, auch
die nationalstaatliche, wirklich
hat. Sachzwänge entpuppen sich
als faule Ausreden. Sickerte al-
lein das in Millionen Köpfe ein,

dann erwirtschafteten wir aus
toxischen Zertifikaten höchste
Renditen.

Noch eines. Die Öffentlichkeit
sollte sich mit einer Frage be-
schäftigen, die ihr unheimlich
sein muss: Wie kam es so weit?
Alles, was jetzt die Krise aus-
macht, war das Nonplusultra.
Für eine mächtige Mehrheit war
es selbstverständlich, dass min-
destens 25 Prozent Gewinn auf
das Eigenkapital sein müssen,
dass Finanzinvestoren und
Hedgefonds, die mit Unterneh-
men und Bananen handeln, Teil

einer guten Zukunft sind, dass es
die vornehmste Aufgabe eines
Bürgers sei, Ich-AG zu sein.
Friedrich Merz und Josef Acker-
mann waren die auf dem Schild
getragenen Glaubenskrieger des
Marktradikalismus. Die CDU
buhte Norbert Blüm, ihren Alt-
meister der gesetzlichen Rente,
aus, und die heutige Kanzlerin
schunkelte, berauscht von Ge-
sundheitsprämie und Bierde-
ckelreformen. Für all diese Posi-
tionen gab es erdrückendeMehr-
heiten im Bundestag – nicht bei
den Wählern –, gab es eine
Gleichschaltung in allen wichti-
genMedien, als ob dieseMedien-
demokratie richtiger doch Me-
dienkapitalismus hieße. Dage-
gen waren die Randständigen.
Und diejenigen, die dagegen wa-
ren, wurden Randständige.

Jetzt ist auf einmal alles ein
bisschen anders, ohne ein Wort
der Vielen zu ihrer stillschwei-
genden Umkehr. Bis zum nächs-
ten Schwenk? Friedhelm Hengs-
bach, Sozialethiker, sagt, das sei
ein „kollektiver Wahn“ gewesen.
Sibylle Tönnies hat jüngst in ei-
nem bemerkenswerten Aufsatz
in dieser Zeitung über „die reli-
giöse Grundlage der Laisser-
faire-Ideologie“ geschrieben.

Selten zuvor lag eine so veri-
table Krise demokratietheore-
tisch gesehen zeitlich so günstig.
2009 wird viel gewählt, auch der
neue Bundestag. Lehren und
Konsequenzen könnten also zü-
gig aufeinanderfolgen.

WOLFGANG STORZ

Wenn die Elite unbehelligt bleibt
Kapitalismuskritik ist wieder „in“. Wichtiger aber ist, dass wir die Frage stellen, die uns
unheimlich ist: Wie kam es so weit? Sonst sind die Wirtschaftsprobleme nicht zu lösen

Niemand über-
schüttet die Elite

mit Hohngelächter.
Oder transferiert sein
Konto zur Sparkasse

Manmuss Lafontaine
und Helmut Schmidt
nichtmögen. Aber sie
haben vor der De-

regulierung gewarnt

französische zeitungen zum krisenmanagement in paris und berlin

Sud-Ouest aus Bordeaux kommentiert Sarko-
zys Plan zurAnkurbelungderWirtschaft:Was für
eine Kehrtwendung seitens einer Regierung, die
uns noch vor kurzem erklärte, die Kassen seien
leer und der Staat pleite! Der Zauber der Krise …

Auf einmal wird „alles möglich“, um einen Slogan
des Wahlkampfkandidaten Sarkozy zu zitieren.
Zauber einer Krise, der Frankreich mit zusätzli-
chen Trassen für seinen Hochgeschwindigkeits-
zug, mit nagelneuen Kommissariaten und fröhli-
chen Studentenheimen ausstatten wird.

Die Straßburger Dernières Nouvelles d’Alsace

konstatieren: Alles sieht so aus, als sei die EU nun
in zwei Lager gespalten: auf der einen Seite die Be-
fürworter der Konjunkturspritze mit Großbritan-
nien, Frankreich, Italien und Spanien. Auf der an-
derendieAnhänger strikterHaushaltsregeln, allen
voran Deutschland. Sie dulden lediglich konjunk-
turelleHilfen,wie den gestern vomBundestag ver-
abschiedetenWirtschaftsplan. Diese Abkoppelung
zwischen Paris und Berlin bedeutet aber nichts
Gutes.

Es gibt eine gängige,wohlfeile Lesart derKriege im
Osten der Demokratischen Republik Kongo: Da
droht Völkermord, hunderttausende Flüchtlinge
irren zwischen den Fronten umher, die UNO ist zu
schwach, es muss etwas geschehen. Die Folgerung
aus dieser Analyse ist zumeist: Europa soll eingrei-
fen, Milizen und Rebellen zurückschlagen, den
Flüchtlingen helfen undmit einer militärischen
Machtdemonstration für Ruhe sorgen.

In diesem Sinne bat die UNO vor einer Woche
Belgien um Soldaten für den Kongo, als Teil einer
europäischen Eingreiftruppe. Belgien hat diesen
Wunsch abschlägig beschieden. Kein anderes Land
außer Frankreich ist dafür zuhaben.Die Idee einer
EU-Eingreiftruppe ist zunächst einmal gestorben.

Das ist gut so. Denn eine europäische Militärin-
tervention im Ostkongo hätte mehr Probleme ver-
ursacht, als sie gelöst hätte. Belgien führte bis 1960
im Kongo das brutalste Kolonialregime ganz Afri-
kas; Frankreich unterstützte 1994 die für den Völ-
kermord in Ruanda Verantwortlichen. Das sind so
ziemlich die ungeeignetsten Nationen, um heute

im Kongo direkt an der ruandischen Grenze als
Ordnungsmächte aufzutreten. Auch andere euro-
päischeLänderwärennichtautomatischeffektiver
als die überforderten UN-Einheiten.

Um Frieden im Ostkongo zu schaffen, muss es
vorrangig eine politische Entspannung geben. Die
gesternverkündeteVereinbarungzwischenKongo
undRuanda, dass es demnächst direkteGespräche
zwischen Kongos Regierung und den Rebellen des
Tutsi-Generals Laurent Nkunda geben soll, ist ein
entscheidender erster Schritt. WennUN-Sonderbe-
auftragter Olusegun Obasanjo diese Gespräche
ebenso entschlossen und kompetent leitet, wie er
sie eingefädelt hat, dürfte damit die Tür zum Frie-
den weit aufgestoßen sein.

Für weitere Schritte hat Kongos Parlament be-
reits vor sechsWochen einstimmig einen Friedens-
plan vereinbart. Den ignoriert Kongos Regierung
zwar bislang hartnäckig, aber er sollte die Grund-
lage für alle internationalen Bemühungen bilden.
Frieden für denKongomuss aus demKongo selbst
kommen. DOMINIC JOHNSON

DIE IDEE EINER EU-EINGREIFTRUPPE FÜR DEN KONGO IST TOT – ZUM GLÜCK

Der erste richtige Schritt
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